
 

 

Stellungnahme zum Rahmenkonzept für eine Gesellschaft mit gebundenem Vermögen 
(GmgV), Stand März 2026 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Bundessteuerberaterkammer bedankt sich für die Möglichkeit, sich zum vorliegenden Rah-
menkonzept für eine neue Gesellschaftsform zu positionieren. Diese Gelegenheit nehmen wir 
gern wahr. 
 
Nach einer Befragung unserer Gremien sehen wir aktuell keinen Bedarf für eine Gesellschaft 
mit gebundenem Vermögen. Die mit der neuen Rechtsform verfolgten Ziele können u. E. auch 
heute schon erreicht werden, allenfalls wären kleinere Anpassungen in Einzelgesetzen hilf-
reich, um bestehende Schwierigkeiten auszuräumen. 
 
Unsere Überlegungen finden Sie anliegend genauer ausgeführt. 
 
Für Rückfragen oder ein persönliches Gespräch stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

i. A. Meik Eichholz i. A. Dr. Carola Fischer 

Abteilungsleiter Referatsleiterin 
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Vorbemerkung 
 

Der Vorschlag für eine neue Gesellschaftsform wird seit längerem propagiert, um ein „Treu-

händerisches Unternehmensverständnis“ gesellschaftsrechtlich zu verankern. Die neue Ge-

sellschaftsform soll für Resilienz, Wertebasierung, den schonenden Umgang mit Ressourcen, 

die Gestaltung günstiger Arbeitsbedingungen und Investitionen in langfristig einsetzbare Pro-

duktionsmittel stehen. Das Vorhaben der Einführung einer neuen Gesellschaftsform mit ge-

bundenem Vermögen (GmgV) wurde in den Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD 

aufgenommen, in dessen Folge das gemeinsame Rahmenkonzept von BMF und BMJV im 

März 2026 vorgelegt wurde. 

 

Bevor wir auf einzelne Punkte des Rahmenkonzepts eingehen, haben wir einige grundsätzli-
che Anmerkungen zu den vorgetragenen Gründen für die Notwendigkeit einer neuen Gesell-
schaftsform. 
 
 
Grundsätzliche Überlegungen 
 
1. Signal an Stakeholder 
 
Die Befürworter einer GmgV argumentieren, die neue Gesellschaftsform solle im Wettbewerb 
um Kunden, Kapital und Arbeitnehmer ein Signal für ein nachhaltiges Wirtschaften an die Sta-
keholder geben. Sozialunternehmen, die die angestrebten sozialen Ziele mit einem gewerbli-
chen Wirtschaften verbinden wollten, fänden bisher kaum eine geeignete Rechtsform. In an-
deren EU-Mitgliedstatten habe es nach der Einführung spezifischer Regelungen ein merkli-
ches Wachstum im Bereich der Sozialunternehmen gegeben. 
 
Offen bleibt, was mit „nachhaltigem Wirtschaften“ genau gemeint ist. Nachhaltiges Wirtschaf-
ten hat sowohl eine ökonomische wie auch eine ökologische und eine soziale Komponente. 
Nach dem vorliegenden Rahmenkonzept ist die GmgV jedoch keinesfalls zwangsläufig auf 
Nachhaltigkeit, sondern auf eine reine Langfristigkeit ausgerichtet. Mit ihr kann jedem Zweck 
nachgegangen werden, besondere Anforderungen an ein ökonomisches oder soziales Wirt-
schaften werden nicht gestellt. Zwar kann man mit einer GmgV auch nachhaltige Zwecke ver-
folgen, man muss es jedoch nicht. Damit könnte die neue Gesellschaftsform auch kein beson-
deres Nachhaltigkeitssignal aussenden, bzw. sie könnte bei Stakeholdern zu falschen Erwar-
tungen oder Einschätzungen führen. Zudem würde es an Durchsetzungsinstrumenten fehlen, 
da lediglich die Vermögensbindung an sich überprüft werden soll. Damit bestünde die Gefahr 
der Irreführung durch die GmgV. 
 
Ein Signal an die Stakeholder könnte u. E. ohne die Einführung einer neuen Gesellschafts-
form auch über privatwirtschaftlich organisierte Siegel erfolgen, die tatsächlich im Hinblick auf 
Nachhaltigkeitsaspekte und nicht lediglich auf Langfristigkeit vergeben werden. 
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2. Erleichterung der Nachfolge 
 
Nach den Befürwortern der GmgV soll sie die Nachfolge im deutschen Mittelstand erleichtern, 
indem sie eine unbürokratische und kostengünstige Option biete, Unternehmen auch ohne 
Verkauf außerhalb der Familie weiterzugeben. Sie solle verhindern, dass ausscheidende Un-
ternehmer ihre Unternehmen ins Ausland verkaufen müssten, wenn in Deutschland keine 
Käufer gefunden werden könnten und/oder die Übergabe an Beschäftigte aus finanziellen 
und/oder steuerlichen Gründen scheitere. Häufig ständen zwar motivierte, leistungsfähige 
Menschen in Unternehmen bereit, könnten aber den Kaufpreis nicht aufbringen oder hätten 
nicht die Bonität für großvolumige Kreditlinien. Die Einrichtung einer Stiftung sei für die kleinen 
Unternehmen i. d. R.  auch keine gangbare Lösung. 
 
Das Anliegen Nachfolgelösungen zu erleichtern oder erst zu ermöglichen ist nachvollziehbar 
und unterstützenswert. Es könnte jedoch ggf. ohne Einführung einer neuen Gesellschaftsform 
auch mit Anpassungen im bestehenden Steuerrecht erreicht werden. So hat der BFH am 
20. November 2024 entschieden, dass bei Schenkung von Gesellschaftsanteilen zur Siche-
rung der Unternehmensnachfolge kein Arbeitslohn bei den Beschenkten vorliegt (Az. VI R 
21/22). Würde man solcherart Beschenkte auch bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer bei-
spielsweise in die Steuerklasse I einordnen, würde die Steuerbelastung spürbar gemindert 
werden. Auch Änderungen im Stiftungsrecht wären denkbar. 
 
Das Argument, ein Unternehmen könne nicht an den gewünschten Nachfolger verkauft wer-
den, weil dieser den Erwerb nicht finanzieren könne, muss gesondert betrachtet werden. Zum 
einen kann dagegen argumentiert werden, der Veräußerer könnte dem Erwerber bei der 
Preisgestaltung entgegenkommen. Soweit dies daran scheitert, dass der Erlös für den aus-
scheidenden Veräußerer wesentlicher Baustein seiner Altersvorsorge ist, sollte bedacht wer-
den, dass gerade diese Möglichkeit dem Neueinsteiger in eine GmgV bei seinem Ausschei-
den verwehrt bleiben wird. Er trägt dann ein vergleichbares Unternehmerrisiko ohne dieselben 
Chancen aus seiner Tätigkeit für das Unternehmen generieren zu können. 
 
Da die Altersversorgung von Gesellschaftern einer GmgV nicht aus ihren Unternehmensantei-
len generiert werden kann, muss sie anders sichergestellt werden. Bei bereits etablierten Ge-
sellschaften muss ggf. für eine betriebliche Altersversorgung gesorgt werden. Neu gegründe-
ten Gesellschaften wird oftmals die Einrichtung einer betrieblichen Altersversorgung noch 
nicht möglich sein. Da nach dem Konzept der GmgV die Gesellschafter regelmäßig in der Ge-
sellschaft tätig sein sollen, wäre im Weiteren zu klären, ob sie stets als unselbstständig Be-
schäftigte einzustufen und zu behandeln sein sollen. In diesem Fall bestünde auch eine 
Pflichtmitgliedschaft in der gesetzlichen Rentenversicherung. Sollte dies nicht der Fall sein, 
wäre ggf. der Abschluss einer privaten Rentenversicherung zu fordern und nachzuweisen. 
 
Auch unabsehbare Änderungen der Lebenssituation der Gesellschafter sollten abgesichert 
werden müssen, bspw. das Risiko einer schweren Erkrankung oder eines Unfalls, der eine 
weitere Betätigung im Unternehmen unmöglich macht. Da anders als in anderen Gesell-
schaftsformen die Gesellschafter einer GmgV in Notfällen nicht auf das Vermögen der Gesell-
schaft – unabhängig von dessen Höhe – Rückgriff nehmen können, sollte ihre Absicherung 
explizit geregelt werden.  
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3. Schutz junger Unternehmen 
 

Die Rechtsform der GmgV soll laut ihren Befürwortern auch dazu dienen, junge Unternehmen 

vor dem Druck externer Investoren mit kurzfristigen Renditeerwartungen schützen. Dies be-

trifft vor allem innovative Start-ups, die aufgrund neuer Geschäftsmodelle für Banken oder an-

derer Kapitalgeber schwer einschätzbar und mit einem hohen Risiko behaftet erscheinen und 

auch noch über keine Sicherheiten verfügen. Solche Unternehmen haben es schwer, sich 

über Bankkredite die notwendigen Finanzmittel zu beschaffen. Die Gewinnung von Risikoka-

pitalgebern wird für eine GmgV schwierig sein, auch wenn die Aufnahme von Risikokapital 

grundsätzlich über schuldrechtliche Instrumente möglich sein sollte. Jedoch widerspricht eine 

Investition in eine GmgV dem Geschäftsmodell von Risikokapitalgebern, weil dieses darauf 

beruht, maximale Veräußerungsgewinne aus dem späteren Verkauf ihrer Unternehmensan-

teile zu erzielen. Dies bedeutet einen Wettbewerbsnachteil für die GmgV, der jedoch von ih-

ren Verfechtern positiv ausgedeutet wird. 

 

 

Zu den Aussagen im Eckpunktepapier 

 

Rechtsform sui generis; Gesetzessystematik 

 

Die GmgV soll eine Rechtsform eigener Art sein, die mit Eintragung in das Register eine juris-

tische Person und Formkaufmann ist. Es gibt keine persönliche Haftung der Mitglieder. 

 

Wenn eine Rechtsform eigener Art geschaffen wird, sollte sie in einem eigenständigen Gesetz 

umfassend geregelt werden. Auch bei Anknüpfungen an das Genossenschaftsrecht sollte 

nicht lediglich auf das Genossenschaftsgesetz verwiesen werden. 

 

Während es nachvollziehbar ist, dass die Gesellschafter mangels eines Anspruchs auf Er-

folgsbeteiligung an der GmgV nicht persönlich haften, ist nicht ohne weiteres klar, dass auch 

die Gesellschaft selbst nur beschränkt haften soll. Immerhin kann in ihr ein beträchtliches Ge-

sellschaftsvermögen angesammelt und dauerhaft gehalten werden. Ein deutlicher Hinweis da-

rauf, dass es sich bei der GmgV um eine beschränkt haftende Gesellschaft handelt, wäre da-

her geboten. 

 

 

Wesensmerkmal der Vermögensbindung 

 

Die Gewinne der GmgV sollen nicht ausgeschüttet werden dürfen, sondern thesauriert wer-

den müssen. Zweck ist die Verschiebung von Anreizen. Die Entscheidungen in der Gesell-

schaft sollen nicht davon beeinflusst werden, wie sie sich auf die Gewinninteressen der Betei-

ligten auswirken. 
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Zumindest im Anfangsstadium einer Gesellschaft ist wohl davon auszugehen, dass die Inte-
ressen am Wachstum und der Weiterentwicklung der Gesellschaft mit finanziellen Interessen 
der Gesellschafter übereinstimmen. In diesem Anfangsstadium dürften häufig noch keine ent-
nahmefähigen Gewinne erzielt werden. Die spätere Entwicklung anderer Interessen durch 
einzelne Gesellschafter kann nicht verhindert werden. Es besteht die Gefahr eines principal-
agent-Konflikts. Nachteilige Auswirkungen für die Gesellschaft müssen durch geeignete 
Governance-Instrumente verhindert werden. Allein ein Verzicht auf Gewinnmaximierung oder 
die Verfolgung von Sozialzielen gewährleisten keine effiziente Geschäftsführung oder schüt-
zen vor Managementfehlern. 
 
Eine entsprechende Kontrolle soll durch die Übernahme von Regelungen aus dem Genossen-
schaftsrecht geschehen. Das Eckpunktepapier sieht dazu unter Punkt 5 eine Einbindung der 
GmgV in das Prüfsystem von Genossenschaften sowie unter Punkt 7 u. a. einen mindestens 
zweiköpfigen Vorstand und einen mindestens dreiköpfigen Aufsichtsrat vor. Eine GmgV mit 
nicht mehr als 20 Mitgliedern soll auf den Aufsichtsrat verzichten und einen nur einköpfigen 
Vorstand vorsehen können. Die Mitglieder von Vorstand und Aufsichtsrat müssen Mitglieder 
der GmgV sein. Dies bedeutet allerdings den Verzicht auf externen Sachverstand, letztlich 
kontrolliert sich die GmgV dann doch lediglich selbst. 
 
 
Unabänderlichkeit und Absolutheit der Vermögensbindung 
 

Der Verzicht auf Gewinnausschüttung bedeutet den Verzicht auf die Verzinsung des einge-

setzten Kapitals. Der Verzicht auf den Liquidationserlös bedeutet nicht nur den Verzicht auf 

Beteiligung an einer möglichen Wertsteigerung des Unternehmens, sondern auch den inflati-

onsbedingten Teilverlust des eingesetzten Kapitals. 

 

Es wird vom Wissenschaftlichen Beirat beim Bundesministerium der Finanzen für verfas-

sungsrechtlich zumindest zweifelhaft gehalten, die Vorschriften zur Vermögensbindung unab-

änderlich zu statuieren. Rechtliche Bindungen erlaube die Zivilrechtsordnung sonst außerhalb 

des Stiftungsrechts nur für maximal 30 Jahre. Auch im Hinblick auf die Generationengerech-

tigkeit sei schwer einsehbar, warum heute Lebende berechtigt sein sollten, die Verfügungs-

rechte aller künftigen Gesellschafter zu beschränken. Diese Argumente halten wir aus frei-

heitsrechtlichen Aspekten für stichhaltig. 

 

In der Diskussion um die Ausgestaltung der GmgV ist jedoch auch eine besondere Kompen-

sation für die Gründer einer GmgV (vgl. Eckpunktepapier der Stiftung Verantwortungseigen-

tum, Stand 11. Juli 2023). Um die persönlichen Risiken, die Unternehmensgründer regelmä-

ßig auf sich nehmen und den risikobehafteten Einsatz eigener Finanzmittel, Einkommensver-

zichte sowie den Verzicht auf andere berufliche Entwicklungschancen zu kompensieren, und 

da dies in einer GmgV nicht über Gewinnausschüttungen oder einen Anteilsverkauf möglich 

ist, sollen leistungsbezogene Zahlungen an die Gründer zulässig sein. Dies widerspricht je-

doch zum einen der absoluten Vermögensbindung, zum anderen benachteiligt es die Nachfol-

ger, die sich ihrerseits ebenfalls unternehmerisch betätigen sollen und müssen, ohne einen 
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überdurchschnittlichen Einsatz über das normale Gehalt hinaus in irgendeiner Art vergütet be-

kommen zu können. 

 
Auch eine Möglichkeit, bei Finanzbedarf ausschüttungsberechtigte Investoren in die Gesell-
schaft aufnehmen zu können (Mezzanine-Kapital), würde die Absolutheit der Vermögensbin-
dung durchbrechen. In diesem Fall besteht zumindest bei den Kapitalgebern jedoch wieder 
ein ungebrochenes Interesse an einer Gewinnmaximierung der GmgV. Dieses Interesse wird 
begleitet von einem erheblichen Einflussnahmepotenzial auf die GmgV durch die Möglichkeit, 
Kapital abzuziehen. Die Trennung von Entscheidungsmacht und Gewinnbezugsrechten be-
stünde insoweit nur auf dem Papier und würde vielmehr auf Gesellschaftsexterne verlagert. 
 
An dieser Stelle zeigen sich die Zielkonflikte zwischen der absoluten Vermögensbindung als 
unverzichtbarem Wesensmerkmal der neuen Gesellschaftsform einerseits und den wirtschaft-
lichen Erfordernissen einer angemessenen Vergütung von Risiken für Eigenkapital- und 
Fremdkapitalgeber andererseits. 
 

Um die Vermögensbindung dauerhaft zu gewährleisten, müssten ggf. auch Gestaltungen mit 

Auslandsbezug, die den Kern der GmgV betreffen, verhindert werden. Aufgrund der Richtlinie 

2009/133/EG des Rates vom 19. Oktober 2009 (Fusionsrichtlinie) über das gemeinsame 

Steuersystem für Fusionen sind Verschmelzungen, Einbringungen und Formwechsel in an-

dere EU-Mitgliedstaaten grundsätzlich steuerneutral möglich. Dies könnte zu einer Flucht des 

in Deutschland steuerlich begünstigten Vermögens (vgl. laufende Besteuerung) ins Ausland 

führen. 

 

 
Steuerrecht 
 

Das Rahmenkonzept fasst sich zur steuerrechtlichen Ausgestaltung sehr kurz. Die GmgV soll 

ohne steuerliche Privilegierungen oder Diskriminierungen ausgestaltet sein. Im Erbschaftsteu-

errecht soll eine turnusmäßige Ersatzbesteuerung bezogen aus das in der GmgV angesam-

melte Vermögen vorgesehen werden, da dieses von der Generationennachfolge der Mitglie-

der entkoppelt wird. 

 

Aus Sicht der Bundessteuerberaterkammer (BStBK) ist es unabdingbar, dass die neue Gesell-

schaftsform im Fall ihrer Einführung keine steuerlichen Vorteile im Vergleich zu den etablier-

ten Gesellschaftsformen erhält. 

 

Zu erwarten ist steuerrechtlich außerdem eine zunehmende Streitanfälligkeit der „angemesse-

nen“ Vergütung der tätigen Gesellschafter bzw. für schuldrechtliche Beziehungen zwischen 

Gesellschaft und Gesellschafter. Denn es besteht die Gefahr, dass die strikte Vermögensbin-

dung durch verdeckte Gewinnausschüttungen umgangen würde. Dies würde zu einer Privile-

gierung der GmgV führen. Die Rechtsprechung würde sich voraussichtlich wieder intensiv mit 

der verdeckten Gewinnausschüttung befassen müssen. 
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Fazit 

 

Für die Einführung der neuen Gesellschaftsform GmgV gibt es nach Auffassung der BStBK 

keine zwingenden Gründe. Die absolute Vermögensbindung führt zu Zielkonflikten mit den 

Anreizen für effizientes Management und eine effiziente Ressourcenallokation. 

 

Wird die Einführung der GmgV weiter verfolgt ist unbedingt zu gewährleisten, dass es keine 

steuerliche Privilegierung dieser Gesellschaftsform gibt. Zu diesem Zweck wäre aus Sicht der 

BStBK eine turnusmäßige Ersatzbesteuerung erforderlich. 

 


